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kommen voll und fristgerecht nachzukommen und die Orga-
nisation für das Verbot chemischer Waffen bei ihren Umset-
zungstätigkeiten zu unterstützen;

9. begrüßt die Fortschritte, die bei der nationalen
Durchführung des Aktionsplans zur Erfüllung der Verpflich-
tungen nach Artikel VII erzielt wurden, lobt die Vertragsstaa-
ten und das Technische Sekretariat für die Unterstützung, die
sie anderen Vertragsstaaten auf Antrag bei der Durchführung
der Folgemaßnahmen zu dem die Verpflichtungen nach Arti-
kel VII betreffenden Aktionsplan gewähren, und fordert die
Vertragsstaaten, die ihre Verpflichtungen nach Artikel VII
nicht erfüllt haben, nachdrücklich auf, dies im Einklang mit ih-
ren verfassungsrechtlichen Verfahren ohne weiteren Verzug
zu tun;

10. bekräftigt die Bedeutung der Bestimmungen des Ar-
tikels XI, die sich auf die wirtschaftliche und technologische
Entwicklung der Vertragsstaaten beziehen, und erinnert daran,
dass die vollständige, wirksame und nichtdiskriminierende
Umsetzung dieser Bestimmungen zur Universalität beiträgt,
und bekräftigt außerdem die von den Vertragsstaaten einge-
gangene Verpflichtung, die internationale Zusammenarbeit zu
friedlichen Zwecken im Bereich ihrer Tätigkeiten auf chemi-
schem Gebiet zu fördern, sowie die Bedeutung, die dieser Zu-
sammenarbeit und ihrem Beitrag zur Förderung des Überein-
kommens als Ganzes zukommt;

11. nimmt mit Anerkennung Kenntnis von den laufenden
Arbeiten, die die Organisation für das Verbot chemischer Waf-
fen durchführt, um das Ziel und den Zweck des Übereinkom-
mens zu verwirklichen, die volle Umsetzung seiner Bestim-
mungen sicherzustellen, namentlich derjenigen betreffend die
internationale Verifikation der Einhaltung des Übereinkom-
mens, sowie als Forum für Konsultationen und die Zusammen-
arbeit zwischen den Vertragsstaaten zu dienen, und nimmt au-
ßerdem mit Anerkennung Kenntnis von dem maßgeblichen
Beitrag, den das Technische Sekretariat und der Generaldirek-
tor zur Fortentwicklung und zum weiteren Erfolg der Organi-
sation leisten;

12. begrüßt den von der Konferenz der Vertragsstaaten
auf ihrer zehnten Tagung gefassten Beschluss, die Ernennung
von Herrn Rogelio Pfirter zum Generaldirektor des Techni-
schen Sekretariats der Organisation für das Verbot chemischer
Waffen zu billigen75;

13. begrüßt außerdem, dass die Vertragsstaaten mit der
inhaltlichen Vorbereitung der zweiten Sondertagung der Kon-
ferenz der Vertragsstaaten zur Überprüfung der Wirkungswei-
se des Chemiewaffenübereinkommens begonnen haben;

14. lenkt die Aufmerksamkeit auf den zehnten Jahrestag
des Inkrafttretens des Übereinkommens am 29. April 2007, der
einen besonderen Anlass bieten wird, das Bekenntnis zum
multilateralen Vertragssystem sowie zum Ziel und Zweck des
Übereinkommens öffentlich zu erneuern, und nimmt davon

Kenntnis, dass am 9. Mai 2007 in Den Haag ein ständiges
Mahnmal für alle Opfer chemischer Waffen enthüllt wird;

15. begrüßt die Zusammenarbeit zwischen den Verein-
ten Nationen und der Organisation für das Verbot chemischer
Waffen im Rahmen des Abkommens über die Beziehungen
zwischen den Vereinten Nationen und der Organisation im
Einklang mit den Bestimmungen des Übereinkommens;

16. beschließt, den Punkt „Durchführung des Überein-
kommens über das Verbot der Entwicklung, Herstellung, La-
gerung und des Einsatzes chemischer Waffen und über die
Vernichtung solcher Waffen“ in die vorläufige Tagesordnung
ihrer zweiundsechzigsten Tagung aufzunehmen.

RESOLUTION 61/69
Verabschiedet auf der 67. Plenarsitzung am 6. Dezember 2006, in einer aufge-
zeichneten Abstimmung mit 167 Stimmen bei 3 Gegenstimmen und 9 Enthaltun-
gen, auf Empfehlung des Ausschusses (A/61/394, Ziff. 108)76:

Dafür: Afghanistan, Ägypten, Albanien, Algerien, Andorra, Angola, Antigua
und Barbuda, Argentinien, Armenien, Aserbaidschan, Äthiopien, Australien, Ba-
hamas, Bahrain, Bangladesch, Barbados, Belarus, Belgien, Belize, Bolivien, Bos-
nien und Herzegowina, Brasilien, Brunei Darussalam, Bulgarien, Burkina Faso,
Burundi, Chile, China, Costa Rica, Côte d’Ivoire, Dänemark, Demokratische
Volksrepublik Korea, Deutschland, Dominica, Dominikanische Republik, Dschi-
buti, Ecuador, ehemalige jugoslawische Republik Mazedonien, El Salvador,
Eritrea, Estland, Fidschi, Finnland, Gabun, Georgien, Ghana, Grenada, Grie-
chenland, Guatemala, Guinea, Guyana, Haiti, Honduras, Indonesien, Irak, Iran
(Islamische Republik), Irland, Island, Italien, Jamaika, Japan, Jemen, Jordanien,
Kambodscha, Kamerun, Kanada, Kap Verde, Kasachstan, Katar, Kirgisistan, Ko-
lumbien, Komoren, Kongo, Kroatien, Kuba, Kuwait, Laotische Volksdemokrati-
sche Republik, Lesotho, Lettland, Libanon, Liberia, Libysch-Arabische Dschama-
hirija, Liechtenstein, Litauen, Luxemburg, Malawi, Malaysia, Malediven, Mali,
Malta, Marokko, Mauretanien, Mauritius, Mexiko, Moldau, Mongolei, Montene-
gro, Mosambik, Myanmar, Namibia, Nauru, Nepal, Neuseeland, Nicaragua, Nie-
derlande, Niger, Nigeria, Norwegen, Oman, Österreich, Panama, Papua-Neugui-
nea, Paraguay, Peru, Philippinen, Polen, Portugal, Republik Korea, Ruanda, Ru-
mänien, Salomonen, Sambia, Samoa, San Marino, São Tomé und Príncipe, Sau-
di-Arabien, Schweden, Schweiz, Senegal, Serbien, Sierra Leone, Simbabwe,
Singapur, Slowakei, Slowenien, Sri Lanka, St. Kitts und Nevis, St. Lucia, St. Vin-
cent und die Grenadinen, Südafrika, Sudan, Suriname, Swasiland, Syrische Ara-
bische Republik, Tadschikistan, Thailand, Timor-Leste, Togo, Tonga, Trinidad
und Tobago, Tschad, Tschechische Republik, Tunesien, Türkei, Turkmenistan,
Uganda, Ukraine, Ungarn, Uruguay, Usbekistan, Vanuatu, Venezuela (Bolivari-
sche Republik), Vereinigte Arabische Emirate, Vereinigte Republik Tansania, Vi-
etnam, Zentralafrikanische Republik, Zypern.

Dagegen: Frankreich, Vereinigtes Königreich Großbritannien und Nordir-
land, Vereinigte Staaten von Amerika.

Enthaltungen: Bhutan, Indien, Israel, Marshallinseln, Mikronesien (Föderier-
te Staaten von), Pakistan, Palau, Russische Föderation, Spanien.

75 Ebd., Dokument C-10/DEC.7.

76 Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde im Aus-
schuss eingebracht von: Antigua und Barbuda, Argentinien, Bangla-
desch, Barbados, Belize, Benin, Bolivien, Brasilien, Brunei Darussalam,
Chile, Costa Rica, Dominikanische Republik, Ecuador, El Salvador, Fi-
dschi, Guatemala, Guyana, Haiti, Honduras, Indonesien, Jamaika, Kam-
bodscha, Kasachstan, Kolumbien, Kuba, Liberia, Mexiko, Mongolei,
Nauru, Neuseeland, Panama, Papua-Neuguinea, Paraguay, Peru, Samoa,
Sierra Leone, Singapur, Solomonen, Südafrika, Thailand, Timor-Leste,
Tonga, Tuvalu, Uruguay, Usbekistan, Vanuatu und Venezuela (Boliva-
rische Republik).
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61/69. Die kernwaffenfreie südliche Hemisphäre und an-
grenzende Gebiete

Die Generalversammlung,
unter Hinweis auf ihre Resolutionen 51/45 B vom 10. De-

zember 1996, 52/38 N vom 9. Dezember 1997, 53/77 Q vom
4. Dezember 1998, 54/54 L vom 1. Dezember 1999, 55/33 I
vom 20. November 2000, 56/24 G vom 29. November 2001,
57/73 vom 22. November 2002, 58/49 vom 8. Dezember 2003,
59/85 vom 3. Dezember 2004 und 60/58 vom 8. Dezember
2005, 

sowie unter Hinweis darauf, dass die Abrüstungskommis-
sion auf ihrer Arbeitstagung 1999 ein Dokument mit dem Titel
„Schaffung kernwaffenfreier Zonen auf der Grundlage von
Vereinbarungen, die die Staaten der betreffenden Region aus
freien Stücken eingegangen sind“ verabschiedete77,

entschlossen, sich weiter für die völlige Beseitigung der
Kernwaffen einzusetzen,

sowie entschlossen, auch weiterhin zur Verhütung der Ver-
breitung von Kernwaffen unter allen Aspekten sowie zu dem
Prozess der allgemeinen und vollständigen Abrüstung unter
strenger und wirksamer internationaler Kontrolle beizutragen,
insbesondere auf dem Gebiet der Kernwaffen und anderer
Massenvernichtungswaffen, mit dem Ziel, den Weltfrieden
und die internationale Sicherheit im Einklang mit den Zielen
und Grundsätzen der Charta der Vereinten Nationen zu festi-
gen,

unter Hinweis auf die Bestimmungen über kernwaffenfreie
Zonen im Schlussdokument der zehnten Sondertagung der Ge-
neralversammlung78, der ersten Sondertagung über Abrüstung,

hervorhebend, welche Bedeutung den Verträgen von Tla-
telolco79, Rarotonga80, Bangkok81 und Pelindaba82, mit denen
kernwaffenfreie Zonen geschaffen wurden, sowie dem Ant-
arktis-Vertrag83 zukommt, wenn es darum geht, unter anderem
eine völlig kernwaffenfreie Welt zu schaffen, 

unterstreichend, wie wichtig es ist, dass die Zusammenar-
beit zwischen den Vertrags- und Unterzeichnerstaaten über
kernwaffenfreie Zonen durch Mechanismen wie gemeinsame
Tagungen der Vertragsstaaten, Unterzeichnerstaaten und Be-
obachter dieser Verträge verstärkt wird, 

Kenntnis nehmend von der Verabschiedung der Erklärung
von Santiago de Chile durch die Regierungen der Mitglied-
staaten der Organisation für das Verbot von Kernwaffen in La-
teinamerika und der Karibik und der Vertragsstaaten des Tla-

telolco-Vertrags während der neunzehnten ordentlichen Ta-
gung der Generalkonferenz der Organisation am 7. und 8. No-
vember 2005 in Santiago84,

unter Hinweis auf die anwendbaren Grundsätze und Nor-
men des Völkerrechts in Bezug auf die Freiheit der Hohen See
und die Durchfahrtsrechte durch Seegebiete, so auch diejeni-
gen im Seerechtsübereinkommen der Vereinten Nationen85,

1. begrüßt, dass der Antarktis-Vertrag83 und die Verträ-
ge von Tlatelolco79, Rarotonga80, Bangkok81 und Pelindaba82

auch weiterhin dazu beitragen, die südliche Hemisphäre und
die angrenzenden von diesen Verträgen abgedeckten Gebiete
von Kernwaffen zu befreien;

2. begrüßt außerdem, dass alle ursprünglichen Ver-
tragsstaaten den Vertrag von Rarotonga ratifiziert haben, und
fordert die berechtigten Staaten auf, dem Vertrag und den da-
zugehörigen Protokollen beizutreten;

3. begrüßt ferner die Bemühungen, die unternommen
werden, um den Ratifikationsprozess des Vertrags von Pe-
lindaba zum Abschluss zu bringen, und fordert die Staaten der
Region, die den Vertrag noch nicht unterzeichnet und ratifi-
ziert haben, auf, dies zu tun, damit er bald in Kraft treten kann;

4. fordert alle betroffenen Staaten auf, auch künftig zu-
sammenzuarbeiten, um allen in Betracht kommenden Staaten,
die den Protokollen zu den Verträgen über kernwaffenfreie
Zonen noch nicht beigetreten sind, den Beitritt zu erleichtern;

5. begrüßt die Maßnahmen, die ergriffen wurden, um
auf der Grundlage von zwischen den Staaten der betreffenden
Region aus freien Stücken geschlossenen Vereinbarungen
weitere Verträge über kernwaffenfreie Zonen zu schließen,
und fordert alle Staaten auf, alle einschlägigen Vorschläge zu
prüfen, so auch diejenigen, die sich in ihren Resolutionen über
die Schaffung kernwaffenfreier Zonen im Nahen Osten und in
Südasien finden;

6. begrüßt außerdem die Unterzeichnung des Vertrags
über eine kernwaffenfreie Zone in Zentralasien am 8. Septem-
ber 2006 in Semipalatinsk (Kasachstan);

7. ist überzeugt von der wichtigen Rolle, die den kern-
waffenfreien Zonen bei der Stärkung des Nichtverbreitungs-
regimes für Kernwaffen und bei der Ausweitung der kernwaf-
fenfreien Gebiete der Welt zukommt, und fordert unter beson-
derem Hinweis auf die Verantwortlichkeiten der Kernwaffen-
staaten alle Staaten auf, den Prozess der nuklearen Abrüstung
zu unterstützen und sich für die völlige Beseitigung aller Kern-
waffen einzusetzen;

8. begrüßt es, dass auf der vom 26. bis 28. April 2005
in Tlatelolco (Mexiko) abgehaltenen ersten Konferenz der
Vertrags- und Unterzeichnerstaaten von Verträgen über die
Schaffung kernwaffenfreier Zonen, auf der die Staaten die
Notwendigkeit der Zusammenarbeit zur Erreichung ihrer ge-

77 Official Records of the General Assembly, Fifty-fourth Session, Supple-
ment No. 42 (A/54/42), Anhang I.
78 Resolution S-10/2.
79 United Nations, Treaty Series, Vol. 634, Nr. 9068.
80 Siehe The United Nations Disarmament Yearbook, Vol. 10: 1985 (Uni-
ted Nations publication, Sales No. E.86.IX.7), Anhang VII.
81 United Nations, Treaty Series, Vol. 1981, Nr. 33873.
82 A/50/426, Anlage.
83 United Nations, Treaty Series, Vol. 402, Nr. 5778. Deutsche Überset-
zung: dBGBl. 1978 II S. 1517; öBGBl. Nr. 39/1988; AS 1990 1925.

84 Siehe A/60/678.
85 United Nations, Treaty Series, Vol. 1833, Nr. 31363. Deutsche Über-
setzung: dBGBl. 1994 II S. 1798; öBGBl. Nr. 885/1995.
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meinsamen Ziele bekräftigten, Fortschritte in Richtung auf ei-
ne verstärkte Zusammenarbeit innerhalb der Zonen und zwi-
schen ihnen erzielt wurden;

9. beglückwünscht die Vertrags- und Unterzeichner-
staaten der Verträge von Tlatelolco, Rarotonga, Bangkok und
Pelindaba sowie die Mongolei zu ihren Bemühungen um die
Erreichung der in diesen Verträgen angestrebten gemeinsa-
men Ziele und um die Förderung des kernwaffenfreien Status
der südlichen Hemisphäre und der angrenzenden Gebiete und
fordert sie auf, weitere Möglichkeiten der Zusammenarbeit
untereinander und zwischen ihren Vertragsorganen zu erkun-
den und wahrzunehmen;

10. legt den für die Verträge über kernwaffenfreie Zonen
zuständigen Behörden nahe, den Vertrags- und Unterzeichner-
staaten dieser Verträge behilflich zu sein, um die Verwirkli-
chung der Ziele zu erleichtern;

11. beschließt, den Punkt „Kernwaffenfreie südliche He-
misphäre und angrenzende Gebiete“ in die vorläufige Tages-
ordnung ihrer zweiundsechzigsten Tagung aufzunehmen.

RESOLUTION 61/70

Verabschiedet auf der 67. Plenarsitzung am 6. Dezember 2006, in einer aufge-
zeichneten Abstimmung mit 175 Stimmen ohne Gegenstimme bei 3 Enthaltun-
gen, auf Empfehlung des Ausschusses (A/61/394, Ziff. 108)86:

Dafür: Afghanistan, Ägypten, Albanien, Algerien, Andorra, Angola, Antigua
und Barbuda, Argentinien, Armenien, Aserbaidschan, Äthiopien, Australien, Ba-
hamas, Bahrain, Bangladesch, Barbados, Belarus, Belgien, Belize, Bhutan, Bo-
livien, Bosnien und Herzegowina, Brasilien, Brunei Darussalam, Bulgarien, Bur-
kina Faso, Burundi, Chile, China, Costa Rica, Côte d’Ivoire, Dänemark, Deutsch-
land, Dominica, Dominikanische Republik, Dschibuti, Ecuador, ehemalige jugo-
slawische Republik Mazedonien, El Salvador, Eritrea, Estland, Fidschi, Finnland,
Frankreich, Gabun, Gambia, Georgien, Ghana, Grenada, Griechenland, Guate-
mala, Guinea, Guyana, Haiti, Honduras, Indonesien, Irak, Iran (Islamische Re-
publik), Irland, Island, Italien, Jamaika, Japan, Jemen, Jordanien, Kambodscha,
Kamerun, Kanada, Kap Verde, Kasachstan, Katar, Kirgisistan, Kolumbien, Ko-
moren, Kongo, Kroatien, Kuba, Kuwait, Laotische Volksdemokratische Republik,
Lesotho, Lettland, Libanon, Liberia, Libysch-Arabische Dschamahirija, Liechten-
stein, Litauen, Luxemburg, Malawi, Malaysia, Malediven, Mali, Malta, Marokko,
Mauretanien, Mauritius, Mexiko, Mikronesien (Föderierte Staaten von), Moldau,
Monaco, Mongolei, Montenegro, Mosambik, Myanmar, Namibia, Nauru, Nepal,
Neuseeland, Nicaragua, Niederlande, Niger, Nigeria, Norwegen, Oman, Öster-
reich, Palau, Panama, Papua-Neuguinea, Paraguay, Peru, Philippinen, Polen,
Portugal, Republik Korea, Ruanda, Rumänien, Russische Föderation, Salomo-
nen, Sambia, Samoa, San Marino, São Tomé und Príncipe, Saudi-Arabien,
Schweden, Schweiz, Senegal, Serbien, Sierra Leone, Simbabwe, Singapur, Slo-
wakei, Slowenien, Spanien, Sri Lanka, St. Kitts und Nevis, St. Lucia, St. Vincent
und die Grenadinen, Südafrika, Sudan, Suriname, Swasiland, Syrische Arabi-
sche Republik, Tadschikistan, Thailand, Timor-Leste, Togo, Trinidad und Toba-
go, Tschad, Tschechische Republik, Tunesien, Türkei, Turkmenistan, Uganda,
Ukraine, Ungarn, Uruguay, Usbekistan, Vanuatu, Venezuela (Bolivarische Re-
publik), Vereinigte Arabische Emirate, Vereinigte Republik Tansania, Vereinigtes
Königreich Großbritannien und Nordirland, Vereinigte Staaten von Amerika, Vi-
etnam, Zentralafrikanische Republik, Zypern.

Dagegen: Keine.
Enthaltungen: Indien, Israel, Pakistan.

61/70. Konferenz der Vertragsparteien im Jahr 2010 zur
Überprüfung des Vertrags über die Nichtverbrei-
tung von Kernwaffen und ihr Vorbereitungsaus-
schuss

Die Generalversammlung,

unter Hinweis auf ihre Resolution 2373 (XXII) vom 12. Ju-
ni 1968, deren Anlage den Vertrag über die Nichtverbreitung
von Kernwaffen87 enthält,

Kenntnis nehmend von den Bestimmungen des Artikels
VIII Absatz 3 des Vertrags betreffend die Einberufung von
Überprüfungskonferenzen im Abstand von fünf Jahren,

unter Hinweis auf die Ergebnisse der Konferenz der Ver-
tragsparteien im Jahr 1995 zur Überprüfung und Verlängerung
des Vertrags über die Nichtverbreitung von Kernwaffen88 und
der Konferenz der Vertragsparteien im Jahr 2000 zur Überprü-
fung des Vertrags89,

sowie unter Hinweis auf den Beschluss der Überprüfungs-
konferenz der Vertragsparteien im Jahr 2000 über die Verbes-
serung der Wirksamkeit des verstärkten Überprüfungsprozes-
ses für den Vertrag90, mit dem die Bestimmungen des von der
Konferenz der Vertragsparteien im Jahr 1995 zur Überprüfung
und Verlängerung des Vertrags gefassten Beschlusses über die
Verstärkung des Überprüfungsprozesses für den Vertrag91 er-
neut bekräftigt wurden,

ferner unter Hinweis darauf, dass die vom 2. bis 27. Mai
2005 abgehaltene Konferenz der Vertragsparteien im Jahr
2005 zur Überprüfung des Vertrags92 sich nicht auf ein Ergeb-
nis zu inhaltlichen Fragen der Überprüfung der Durchführung
der Bestimmungen des Vertrags einigen konnte,

Kenntnis nehmend von dem Beschluss über die Verstär-
kung des Überprüfungsprozesses für den Vertrag, in dem ver-
einbart wurde, dass die Überprüfungskonferenzen weiterhin
alle fünf Jahre abgehalten werden sollen, und feststellend, dass
dementsprechend die nächste Überprüfungskonferenz 2010
stattfinden soll,

unter Hinweis auf den Beschluss der Überprüfungskonfe-
renz im Jahr 2000, dass in den der Überprüfungskonferenz vor-
ausgehenden Jahren drei Tagungen des Vorbereitungsaus-
schusses abgehalten werden sollen90,

86 Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde im Aus-
schuss eingebracht von Brasilien.

87 Siehe auch United Nations, Treaty Series, Vol. 729, Nr. 10485. Deut-
sche Übersetzung: dBGBl. 1974 II S. 785; LGBl. 1978 Nr. 15; öBGBl.
Nr. 258/1970; AS 1977 471.
88 Siehe 1995 Review and Extension Conference of the Parties to the Trea-
ty on the Non-Proliferation of Nuclear Weapons, Final Document, Part I
(NPT/CONF.1995/32 (Part I) und Corr.2).
89 Siehe 2000 Review Conference of the Parties to the Treaty on the Non-
Proliferation of Nuclear Weapons, Final Document, Vol. I-III
(NPT/CONF.2000/28 (Parts I-IV)).
90 Ebd., Vol. I (NPT/CONF.2000/28 (Parts I and II)), Teil I.
91 1995 Review and Extension Conference of the Parties to the Treaty on
the Non-Proliferation of Nuclear Weapons, Final Document, Part I
(NPT/CONF.1995/32 (Part I) und Corr.2), Anhang, Beschluss 1.
92 Siehe NPT/CONF.2005/DC/1.




